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Vorwort zur 4. Auflage
Das Buch wurde in allen Teilen überarbeitet und auf den neuesten Stand
gebracht. Die Zahl der Beispiele, Schaubilder und Fälle aus Prüfungsarbeiten
wurde vermehrt. Dabei wurde darauf geachtet, aus der Fülle des Stoffes das
Grundlegende, Exemplarische und in der Praxis häufig Wiederkehrende hervor-
zuheben. Verfassungsänderungen waren seit der Vorauflage in vielen Bereichen
des Grundgesetzes zu verzeichnen. Besonders ins Gewicht fielen die Änderun-
gen im Bereich der Grundrechte (sog. „Großer Lauschangriff“ nach Art. 13
GG) und der Staatszielbestimmungen (Umweltschutz nach Art. 20 a GG). In der
Finanzverfassung war die Befugnis der Gemeinden zur eigenverantwortlichen
Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft (Art. 28 GG), die Beteiligung der Gemein-
den an den Umsatzsteuereinnahmen und die Gewährleistung der Gewerbe-
steuer in der Ertragshoheit der Gemeinden darzustellen (Art. 106 GG). Die
Änderungen des Parteiengesetzes zwangen zur Neubearbeitung des Abschnitts
über die Parteienfinanzierung. Wichtige Urteile des Bundesverfassungsgerichts zu
den Grundrechten betrafen die Einheitsbewertung und die Familienbesteuerung
und ihre Umsetzung im Besteuerungsverfahren. Die erneute Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zum horizontalen Finanzausgleich war einzuarbeiten.

Ein weiterer Schwerpunkt der Neubearbeitung liegt im Europarecht, das für alle
Teile des nationalen Rechts immer größere Bedeutung gewinnt. Die Staats-
rechtslehre beschäftigt sich vermehrt mit den Problemen der europäischen
Gemeinschaftsbildung, seit sich die Gemeinschaft über den Binnenmarkt hinaus
auf das Ziel einer Politischen Union hin entwickelt. Neu eingefügt wurde die
Kommentierung des EU-Vertrages in der Fassung vom 2. Okt. 1997 (Amster-
damer Vertrag) sowie ein Abschnitt über die Wirtschafts- und Währungsunion.
Die Darstellung der Rechtsintegration im Steuerrecht und der europarecht-
lichen Diskriminierungsverbote wurde ergänzt.

Besonderes Gewicht wurde wiederum auf die Darstellung der Einflüsse des Ver-
fassungsrechts auf das Steuerrecht gelegt. Der Verfassungsstaat ist seinem Wesen
nach Steuerstaat. Sein Schicksal hängt davon ab, wie den Gewährleistungen des
Grundgesetzes im Steuerrecht Geltung verschafft wird. Die Maxime „Verfas-
sungsrecht geht vor Steuerrecht“ ist unbestritten. Dennoch klaffen Verfassungs-
recht und Verfassungswirklichkeit im Steuerrecht stärker als in anderen Rechts-
gebieten auseinander. Steuern werden auf der Grundlage von mehr als 90 Ge-
setzen und mehr als 100 Rechtsverordnungen erhoben, zu denen jährlich mehr
als 1000 Verwaltungsanordnungen ergehen. Einheitliche Regeln sind in vielen
Fällen nicht zu erkennen. Die Kompliziertheit des Steuerrechts ist vom Bürger
ebenso wenig zu bewältigen wie vom Abgeordneten, der ihn repräsentiert.
Dadurch wird im Ergebnis die demokratische Legitimation und Gerechtigkeit
des Steuerrechts infrage gestellt. Wer die Regellosigkeit und Systemwidrigkeit
des Steuerrechts beklagt, muss nach Regeln im höherrangigen Recht suchen.
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Dies ist auch eine Forderung der Praxis. Immerhin stammen etwa 40 % der
beim Bundesverfassungsgericht eingereichten Verfassungsbeschwerden aus dem
Bereich des Abgabenrechts.

Ich wünsche dem Leser beim Studium viel Erfolg. Für Kritik und Anregungen
wäre ich dankbar.

Ludwigsburg, im Dezember 2000 Walter Maier 

Aus dem Vorwort zur 1. Auflage
Das Buch soll in die Allgemeine Staatslehre und in das Staats- und Verfassungs-
recht der Bundesrepublik Deutschland einführen und einige politikwissenschaft-
liche Grundkenntnisse vermitteln. Der Schwerpunkt liegt beim Staats- und Ver-
fassungsrecht und hier insbesondere bei den Grundrechten und bei den Staats-
zielbestimmungen. Die systematische Darstellung der Allgemeinen Staatslehre
konnte knapp gehalten werden, weil einige Problembereiche an geeigneten Stel-
len in den konkreten Kontext des Verfassungsrechts der Bundesrepublik ein-
bezogen sind. Dies entspricht einer verbreiteten Lehrpraxis, die mögliche Alter-
nativen bei der Auseinandersetzung mit dem konkreten politischen System zu
veranschaulichen sucht. Der Abschnitt Verfassungsgeschichte betont die histo-
rische Dimension des geltenden Staats- und Verfassungsrechts sowie die Ent-
stehungsgeschichte der Bundesrepublik und des Grundgesetzes. Das Buch ent-
hält keinen eigenständigen politikwissenschaftlichen Teil. Bei der Darstellung des
Staats- und Verfassungsrechts wird aber Wert darauf gelegt, in exemplarischer
Weise gesellschaftspolitische Kontroversen von verschiedenen Standpunkten her
ideologiekritisch deutlich zu machen, so etwa beim Grundrechtsverständnis und
beim Demokratie- und Sozialstaatsprinzip. Die Beschäftigung mit kontroversen
Sichtweisen kann die pluralistische Offenheit, die Reichweite und die Grenzen
der grundgesetzlichen Wertentscheidungen klarlegen und zugleich die politische
Urteilsfähigkeit und Urteilsbereitschaft stärken.

Die finanz- und abgabenrechtlichen Verfassungsaspekte sind vertieft und fall-
bezogen dargestellt. Wirtschaftliche und steuerliche Bezüge des Verfassungsrechts
werden in besonderen Abschnitten hervorgehoben, so etwa die aus den Grund-
rechten folgenden Grundsätze und Grenzen der Besteuerung, die im Sozial-
staatsprinzip begründete Verpflichtung des Staates zur umfassenden Sozial-
gestaltung und die Besonderheiten der Finanzverfassung. Der Text geht auf die
wesentlichen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts ein und ist insge-
samt durch Fallbeispiele erläutert, die überwiegend aus der höchstrichterlichen
Rechtsprechung stammen. Das Buch enthält in den einzelnen Kapiteln auch
Übungsfälle, die den Prüfungsarbeiten der letzten Jahre entnommen sind. Der
Leser sollte diese Fälle zur Lernzielkontrolle zunächst selbstständig lösen, bevor
er die am Ende des Buches abgedruckten Lösungsvorschläge aufschlägt.
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